t BFG

REPUBLIK OSTERREICH

" BUNDESFINANZGERICHT

GZ.RV/7104341/2017

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Mag. Mirha Karahodzic MA in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 30. September 2016
gegen den Bescheid des Finanzamtes Wien 4/5/10 vom 29. August 2016 betreffend die
Inanspruchnahme zur Haftung gemaf § 9 iVm § 80 BAO zu Steuernummer ***, zu Recht:

l. Der Beschwerde wird teilweise Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid wird
gemaR § 279 Abs. 1 BAO dahingehend abgeandert, dass der Beschwerdefiihrer

gemalk § 9 BAO zur Haftung fir folgende Abgaben der *** GmbH im Gesamtausmal}

von 81.531,85 Euro (statt 238.045,42 Euro) herangezogen wird:

Abgabenart Zeitraum Haftungsbetrag in Euro
Umsatzsteuer 2012 11.728,14
Kapitalertragsteuer 2010 13.771,72
Kapitalertragsteuer 2011 40.118,19
Korperschaftsteuer 2010 296,91
Korperschaftsteuer 2011 8.052,63
Korperschaftsteuer 2012 6.355,89
Saumniszuschlag 2010 406,01
Saumniszuschlag 2011 802,36

Im Ubrigen wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

Il. Die Revision ist gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
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Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang und Beschwerdevorbringen:

Mit Haftungsbescheid vom 29. August 2016 wurde der Beschwerdefihrer als
Haftungspflichtiger gemall § 224 iVm § 9 und § 80 BAO fiir die aushaftenden
Abgabenschuldigkeiten der *** GmbH im AusmaR von 238.045,42 Euro in Anspruch
genommen und aufgefordert, diesen Betrag innerhalb eines Monats ab Zustellung dieses

Bescheides zu entrichten. Die Haftung wurde hinsichtlich folgender Abgabenschulden geltend

gemacht:
Abgabenart Zeitraum Betrag (in EUR)
Umsatzsteuer 2012 13.627,86
Lohnsteuer 2011 34.009,57
Lohnsteuer 2012 72.104,76
Kapitalertragsteuer 2010 16.002,46
Kapitalertragsteuer 2011 46.616,54
Korperschaftsteuer 2010 345,00
Korperschaftsteuer 2011 9.357,00
Koérperschaftsteuer 2012 7.385,42
Dienstgeberbeitrag 2011 18.687,86
Dienstgeberbeitrag 2012 13.011,45
Zuschlag zum DB 2011 97,20
Zuschlag zum DB 2012 1.281,87
Stundungszinsen 2013 547,95
Saumniszuschlag 2010 471,77
Sdaumniszuschlag 2011 1.991,63
Sdaumniszuschlag 2012 2.433,04
Saumniszuschlag 2013 74,04

2von 15


javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=9
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=80

Seite 3 von 15

Zur Begriindung des Haftungsbescheides wurde ausgefiihrt, der Beschwerdefiihrer sei im
Zeitraum von 18. September 2008 bis 20. Marz 2013 unbestritten handelsrechtlicher
Geschaftsfuhrer der *** GmbH, also einer juristischen Person, und daher gemals § 18 GmbH-
Gesetz zu deren Vertretung Berufung gewesen. Er sei somit auch verpflichtet gewesen, die
Abgaben aus den Mitteln zu bezahlen. Durch das abgeschlossene Konkursverfahren sei der
Abgabenriickstand bei der Firma uneinbringlich geworden.

In der dagegen erhobenen Beschwerde vom 30. September 2016 wurde der Haftungsbescheid
mit Ausnahme der Umsatzsteuer 2012 sowie der Kérperschaftsteuer 2012 seinem gesamten
Inhalt nach angefochten: Hinsichtlich der (ibrigen Abgabenschulden bestehe der
Haftungsbescheid nicht zurecht, da diese Abgabenanspriiche aufgrund der zu den
Abgabenbescheiden zeitgleich eingereichten Beschwerde nicht zu Recht bestiinden. Auch die
Hohe des mit Haftungsbescheid geltenden gemachten Betrages werde ausdriicklich bestritten.
Im Konkursverfahren Gber das Vermogen der *** GmbH sei an die Gldaubiger, somit auch an
das Finanzamt, eine Quote ausgeschittet, aber im angefochtenen Bescheid nicht
beriicksichtigt worden. Gleichzeitig wendet sich die Beschwerde — mit Ausnahme des
Umsatzsteuerbescheides 2012 sowie des Korperschaftsteuerbescheides 2012 — gegen
samtliche Gbrigen in der Begriindung des Haftungsbescheides angefiihrten Bescheide
einschliellich des BP-Berichtes vom 10. Oktober 2012.

Inhaltlich wird in der Beschwerde ausgefiihrt, samtliche mit den angefochtenen Bescheiden
vorgeschriebenen Abgaben resultierten aus der bei der Firma *** GmbH durchgefihrten
Betriebsprifung. Bei dieser Betriebspriifung seien vollig zu Unrecht Fremdleistungen der Firma
*1* GmbH, die von der *** GmbH betrieblich geltend gemacht worden seien, nicht anerkannt
worden. Dadurch, dass die nicht anzuerkennenden Fremdleistungen nachweislich an die
Auftraggeber weiterverrechnet worden seien, sei vom Finanzamt véllig zu Unrecht
angenommen worden, dass diese Leistungen von nicht auf die *** GmbH angemeldeten
Arbeitern bedacht worden seien. Aufgrund dieser unrichtigen Annahme sei es in der Folge zur
Belastung der *** GmbH mit Lohnsteuer, Kérperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer

gekommen.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 9. Janner 2017 wurde die Beschwerde gegen den
Haftungsbescheid als unbegriindet abgewiesen. Die Quotenzahlung im Konkursverfahren lber
das Vermogen der ***GmbH sei beriicksichtigt worden; diese Zahlung habe bereits die
Haftungssumme verringert.

Am 10. Februar 2017 stellte der vertretene Beschwerdefilihrer ohne Begriindung einen Antrag
auf Entscheidung liber die Beschwerde durch des Bundesfinanzgerichtes.

Da aus den vorgelegten Aktenteilen nicht ersichtlich war, ob der Beschwerdefiihrer in Rahmen
des Haftpriifungsverfahrens hinsichtlich der Abgabenschuldigkeiten — mit Ausnahme der
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Lohnsteuer — aufgefordert worden war, einen Gleichbehandlungsnachweis anzutreten, wurde
ihm mit Vorhalt vom 20. Marz 2020 nochmals die Gelegenheit dazu eingerdumt.

Mit Antwortschreiben vom 7. April 2020 entzog der Beschwerdefiihrer seiner steuerlichen
Vertretung die Vollmacht, ersuchte um Zustellung weiterer Schriftstlicke an ihn personlich und
fihrte lediglich aus, samtliche (Finanzstraf)Verfahren seien bereits im Jahr 2017 eingestellt
worden. Er habe keine Unterlagen mehr, da die siebenjahrige Aufbewahrungsfrist bereits
abgelaufen sei und der damalige Masseverwalter diese gehabt habe. Ein weiterer Vorhalt blieb
ebenso inhaltlich unbeantwortet. Der Beschwerdefiihrer verzichtete auf die Teilnahme an der
miindlichen Verhandlung, die einzig im Beisein des Amtsvertreters am 27. Juli 2020
stattgefunden hat.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die *** GmbH wurde zum Zwecke der Vermittlung und Vermietung von Personal am 8.
September 2008 gegriindet. Der Beschwerdefiihrer war von der Griindung bis zum 20. Marz
2013 Geschaftsfiihrer der GmbH.

Bei der *** GmbH wurde fir den Zeitraum 2008 bis 2010 eine Betriebsprifung durchgefiihrt,
die mit dem BP-Bericht vom 10. Oktober 2012 endete. Darin wurden u.a. folgende
Feststellungen getroffen:

"Tz. 2 Nachtrdglich anzuerkennende Aufwendungen
Bruttoléhne und Lohnabgaben

Wie in Tz. 1 angefiihrt, hat das gepriifte Unternehmen Fremdleistungen teilweise zur
Begleichung der Uberstunden der eigenen Dienstnehmer verwendet. Dadurch, dass sie nicht
anzuerkennenden Fremdleistungen nachweislich an die Auftraggeber weiterverrechnet wurden,
miissen diese Leistungen grofSteils von nicht auf das gepriifte Unternehmen angemeldeten
Arbeitern erbracht worden sein.

Daher sind die diesbeziiglich angefallenen Aufwendungen fiir Bruttoléhne durch die Bp gem.
$ 184 BAO zu schditzen.

Die Héhe der nachtrdglich anzuerkennenden nachzuversteuernden Bruttol6hne und die sich
daraus ergebenden Rlickzustellenden Lohnabgaben sind in nahstehender Tabelle dargestellt."

Eine Aufgliederung nach Monaten enthélt diese Tabelle nicht. Auch im Bericht gemaR § 150
BAO vom 26. November 2012 {iber das Ergebnis der AuBenpriifung, auf den die dem
gegenstandlichen Verfahren zugrundeliegenden Haftungsbescheide betreffend Lohnsteuer,
Dienstgeberbeitrag und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag fiir das Jahre 2011, verweisen, und
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im Bericht vom 29. April 2013 u.a. das Jahr 2012 betreffend, sind keine monatlichen
Aufgliederungen enthalten. Vielmehr enthalten beide Berichte folgende Feststellung:

"Im Zuge einer Betriebspriifung wurde festgestellt, daf8 an unbekannte Arbeiter Léhne
ausbezahlt wurden, die nicht den Lohnabgaben unterzogen wurden. Der bei der
Betriebspriifung festgestellte Lohnaufwand, wird im Zuge der GPLA-Priifung den Lohnabgaben
unterzogen. Die Lohnsteuer wird gemdf3 § 86 (2) EStG mit 10% bemessen."

Aufgrund des Beschlusses des Handelsgerichtes Wien vom 9. April 2015 wurde der am

20. Marz 2013 Uber das Vermogen der *** GmbH eroffnete Konkurs nach Schlussverteilung
und Verteilung einer Konkursquote von 13,94 % aufgehoben (eingetragen am 8. Mai 2015). Die
Firma wurde gemaR § 40 Firmenbuchgesetz am 26. August 2015 amtswegig im Firmenbuch

geloscht.

Mit dem angefochtenen Haftungsbescheid vom 29. August 2016 wurde der Beschwerdefiihrer
als Haftungspflichtiger gemaR § 224 iVm § 9 und § 80 BAO fiir die aushaftenden
Abgabenschuldigkeiten der *** GmbH im Ausmal’ von 238.045,42 Euro in Anspruch
genommen und aufgefordert, diesen Betrag innerhalb eines Monats ab Zustellung dieses
Bescheides zu entrichten. Die Haftung wurde hinsichtlich folgender Abgabenschulden, die
bisher nicht entrichtet waren, geltend gemacht:

Abgabenart Zeitraum Betrag (in Euro)
Umsatzsteuer 2012 13.627,86
Lohnsteuer 2011 34.009,57
Lohnsteuer 2012 72.104,76
Kapitalertragsteuer 2010 16.002,46
Kapitalertragsteuer 2011 46.616,54
Korperschaftsteuer 2010 345,00
Korperschaftsteuer 2011 9.357,00
Koérperschaftsteuer 2012 7.385,42
Dienstgeberbeitrag 2011 18.687,86
Dienstgeberbeitrag 2012 13.011,45
Zuschlag zum DB 2011 97,20
Zuschlag zum DB 2012 1.281,87
Stundungszinsen 2013 547,95
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Sdaumniszuschlag 2010 471,77
Sdaumniszuschlag 2011 1.991,63
Saumniszuschlag 2012 2.433,04
Saumniszuschlag 2013 74,04

Ein Haftungsvorhalt ist dem Haftungsbescheid nicht vorgegangen. Hinsichtlich der Bescheide
Kapitalertragsteuer 2010, Kapitalertragsteuer SGumniszuschlag 2010 und Sdumniszuschlag
2011 wurde auf den mitversendeten BP-Bericht vom 10. Oktober 2012 verwiesen, wahrend die
restlichen Bescheide als Beilage dem Haftungsbescheid beigefligt waren. Im Bericht tber die
AuBenpriifung vom 10. Oktober 2012 wird die Kapitalertragsteuer 2010 — entsprechend dem
Bescheid vom selben Tag — mit 23.587,99 Euro und ein Sdumniszuschlag dazu iHv 471,77 Euro
und die Kapitalertragsteuer 2011 iHv 46.616,54 Euro und ein Sdumniszuschlag dazu iHv 932,33
Euro festgesetzt. Aus dem BP-Bericht vom 10. Oktober 2012 ergibt sich, dass der
Beschwerdefiihrer an der Schlussbesprechung teilgenommen hat, ihm sohin die Feststellungen
aus den BP Bericht schon damals zur Kenntnis gelangt sind.

Entgegen der Angaben in der Beschwerdevorentscheidung wurde die Konkursquote nicht bei
den haftungsgegenstandlichen Abgaben berlicksichtigt, sondern — wie aus dem Abgabenkonto
der *** GmbH ersichtlich — mit den Abgaben "U 1/13, U 2/13, L, DB, DZ 1-3/13, L 1/15, K und
U 2013, ST 2013, alle SZ, D B und DZ 10 /12, KU 10-12 /12, K 2012 (3.364,58) verrechnet" (vgl.
AlIS-Ausdruck der belangten Behorde).

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich widerspruchsfrei aus den im Akt aufliegenden
Unterlagen, wobei die einzelnen Feststellungen insbesondere auf den jeweils genannten oder
in Klammern angefiihrten Beweismitteln sowie auf den Angaben der Amtsvertreterin in der
miundlichen Verhandlung griinden. Die Amtsvertreterin bestatigte insbesondere, dass die im
Akt genannte Konkursquote bei den Haftungsbetrdagen noch nicht beriicksichtigt wurde. Vor
diesem Hintergrund konnte von einer weiteren Beweisaufnahme Abstand genommen werden,
zumal sich keine Widerspriichlichkeiten ergaben, eine weitere Klarung des Sachverhaltes nicht
zu erwarten war und die Entscheidung des erkennenden Gerichts lediglich von der Kldarung von
nicht komplexen Rechtsfragen abhangt.
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3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Strittig ist, ob der Beschwerdefiihrer zu Recht fiir die im angefochtenen Bescheid genannten
Abgaben als Haftungspflichtiger in Anspruch genommen wurde. In seiner Beschwerde hat der
Beschwerdefihrer lediglich die Inanspruchnahme fiir die Umsatzsteuer 2012 sowie die
Korperschaftssteuer 2012 unbestritten gelassen, wahrend er sich gegen die Inanspruchnahme
betreffend alle anderen Abgabenschuldigkeiten wendete, ohne jedoch inhaltlich etwas dazu
auszufiihren.

3.1.1. Rechtslage und Judikatur

§ 9 Abs. 1 BAO lautet:

"Die in den §§ 80 ff bezeichneten Vertreter haften neben den durch sie vertretenen
Abgabepflichtigen fiir die diese betreffenden Abgaben insoweit, als die Abgaben in Folge
schuldhafter Verletzung der den Vertretern auferlegten Pflichten nicht eingebracht werden
kénnen."

§ 80 Abs. 1 BAO lautet:

"Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Personen und die gesetzlichen Vertreter
natiirlicher Personen haben alle Pflichten zu erfiillen, die den von ihnen Vertretenen obliegen
und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen. Sie haben insbesondere dafiir
zu sorgen, dass die Abgaben aus den Mitteln, die sie verwalten, entrichtet werden."

§ 248 BAO lautet:

"Der nach Abgabenvorschriften Haftungspflichtige kann unbeschadet der Einbringung einer
Bescheidbeschwerde gegen seine Heranziehung zur Haftung (Haftungsbescheid, § 224 Abs. 1)
innerhalb der fiir die Einbringung der Bescheidbeschwerde gegen den Haftungsbescheid
offenstehenden Frist auch gegen den Bescheid liber den Abgabenanspruch Bescheidbeschwerde
einbringen. Beantragt der Haftungspflichtige die Mitteilung des ihm noch nicht zur Kenntnis
gebrachten Abgabenanspruches, so gilt § 245 Abs. 2, 4 und 5 sinngemdp."

3.1.2. Nach der im Folgenden ndher dargestellten, standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes setzt die Geltendmachung der Haftung nach § 9 Abs. 1 BAO voraus,
dass

1. die als haftungspflichtige in Frage kommende Person zum Personenkreis der §§ 80 ff. BAO
gehort (Vertreterstellung),

2. eine uneinbringliche Abgabenforderung gegen den Vertretenen besteht (Uneinbringlichkeit),
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3. ein Verschulden des Vertreters an der Verletzung abgabenrechtlicher Pflichten des
Vertretenen vorliegt (Verschulden) und

4. die Pflichtverletzung fiir die Uneinbringlichkeit ursachlich war (Kausalitat).
3.1.2.1. Zur Vertreterstellung

Der Beschwerdefiihrer war im haftungsrelevanten Zeitraum, der die Jahre 2010 bis 2013
betrifft wie festgestellt handelsrechtlicher Geschaftsfihrer der *** GmbH (Priméarschuldnerin)
und gehorte damit zum Personenkreis der §§ 80 ff. BAO. Zu seinen Pflichten als
Geschaftsfihrer der GmbH gehorte es daher, die abgabenrechtlichen Verpflichtungen der
Gesellschaft wahrzunehmen und fir die Entrichtung der Abgaben aus den verwalteten Mitteln
zu sorgen (siehe VWGH 22.9.1999, 96/15/0049; 3.9.2008, 2006/13/0121; 29.4.2010,
2008/15/0085).

3.1.2.2. Zur Uneinbringlichkeit der Abgaben

Die Haftung nach § 9 BAO ist eine Ausfallshaftung und setzt die objektive Uneinbringlichkeit
der betreffenden Abgaben im Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Haftenden voraus (VwGH

22.9.1999, 96/15/0049).

Die verfahrensgegenstdndlichen Abgaben sind bei der Primarschuldnerin uneinbringlich, da das
Uber die Primarschuldnerin mit dem Beschluss vom 20. Marz 2013 er6ffnete Konkursverfahren
mit der rechtskraftigen Bestatigung des Sanierungsplanes mit einer Quote von 13,94 % am

9. April 2015 beendet wurde. Eine Einbringlichmachung der noch zu 86,06 % aushaftenden
Abgabenverbindlichkeiten bei der Gesellschaft ist daher ausgeschlossen (VWGH 11.4.2018, Ra
2015/08/0038 mwN). Da die Konkursquote entgegen der Behauptung in der
Beschwerdevorentscheidung bei den gegenstandlichen Abgaben noch nicht berticksichtigt
wurde, ist der Beschwerdefiihrer mit seinem Beschwerdebegehren, die im Konkurs
ausgeschittete Quote sei nicht auf die haftungsgegenstandlichen Abgabenschuldigkeiten
angerechnet worden, im Recht. Bei den gegenstandlichen Abgaben ist daher die Konkursquote
in Abzug zu bringen und der Beschwerde insoweit Folge zu geben.

3.1.2.3. Zum Verschulden

Die Haftung nach § 9 BAO ist eine verschuldensabhangige Haftung. Voraussetzung ist daher ein
Verschulden des Vertreters an der Verletzung abgabenrechtlicher Pflichten der vertretenen
Gesellschaft.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes darf der Vertreter bei der
Entrichtung von Schulden die Abgabenschulden nicht schlechter behandeln als andere
Schulden; er hat die Schulden im gleichen Verhaltnis zu befriedigen
("Gleichbehandlungsgrundsatz"; VWGH 22.12.2015, Ra 2015/16/0128).
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Was die haftungsgegenstandlichen Abgaben betrifft, erstreckt sich die Haftung des Vertreters,
wenn die liquiden Mittel nicht zur Begleichung samtlicher Schulden gereicht haben und der
Vertreter nur deswegen haftet, weil er die Abgabenforderungen nicht wenigstens anteilig
befriedigt und somit die Abgabenglaubiger benachteiligt hat, nur auf jenen Betrag, um den bei
gleichmaBiger Behandlung samtlicher Glaubiger die Abgabenbehdrde mehr erlangt hatte, als
sie infolge des pflichtwidrigen Verhaltens des Vertreters tatsdchlich bekommen hat (VwWGH

27.8.2008, 2006/15/0165).

Der Vertreter erfahrt somit nur dann eine Einschrankung der Haftung, wenn er den Nachweis
erbringt, welcher konkrete Abgabenbetrag auch bei einer gleichmaligen Befriedigung der
Glaubiger uneinbringlich geworden ware (VWGH 28.2.2002, 96/15/0224). Hat der
Geschaftsfuhrer aber nicht dargetan, weshalb er flr die rechtzeitige Entrichtung der bei der
Gesellschaft angefallenen Abgaben gesorgt hat, darf die Abgabenbehorde eine schuldhafte
Pflichtverletzung annehmen (siehe nochmals VWGH 24.2.2011, 2009/16/0108).

Da der Nachweis, welcher Betrag bei Gleichbehandlung samtlicher Glaubiger an die
Abgabenbehorde zu entrichten gewesen ware, dem Beschwerdefiihrer oblag, wurde er von der
Abgabenbehorde im Haftungsbescheid vom 29. August 2016 sowie durch das
Bundesfinanzgericht mit Vorhalt vom 20. Marz 2020 (wiederholt mit Schreiben vom 22. April
2020) aufgefordert, zu den jeweiligen Falligkeitstagen der Abgaben eine Aufstellung samtlicher
Glaubiger, der auf die einzelnen Verbindlichkeiten geleisteten Zahlungen sowie aller verfiigbar
gewesenen liquiden Mittel beizubringen. Einen Nachweis, welcher konkrete Abgabenbetrag
auch bei einer gleichmaBigen Befriedigung der Glaubiger hinsichtlich der haftungsrelevanten
Zeitrdume uneinbringlich geworden ware, hat der Beschwerdefiihrer trotz dieser
Aufforderungen nicht erbracht.

3.1.2.3.1. Zur Umsatzsteuer

Die Haftung fur die Umsatzsteuer 2012 (und auch der Abgabenbescheid an sich) wurde vom
Beschwerdefiihrer nicht bestritten. Die Umsatzsteuer 2012 war am 15. Februar 2013 fallig. Da
der Beschwerdefiihrer wie oben dargelegt keine Nachweise fiir eine
Glaubigergleichbehandlung vorgelegt hat, konnte hinsichtlich der Umsatzsteuer 2012 eine
schuldhafte Pflichtverletzung angenommen werden.

3.1.2.3.2. Zur Korperschaftsteuer

Fiir die Kérperschaftsteuervorauszahlungen, sowie fiir die -abschlusszahlungen sind die
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes tber die Veranlagung und Entrichtung der
Korperschaftsteuer sinngemal anzuwenden (§ 24 Abs. 3 Z 1 KStG). GemaR § 45 Abs. 2 EStG
1988 sind die Korperschaftsteuervorauszahlungen vierteljahrlich zu leisten. Der

Falligkeitszeitpunkt flir die Korperschaftsteuerabschlusszahlungen richtet sich nach der
Grundregel des § 210 Abs. 1 BAO und tritt damit mit Ablauf eines Monates nach Bekanntgabe
des Abgabenbescheides ein. Da samtliche Falligkeitszeiten hinsichtlich Kérperschaftsteuer
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2010 bis 2012 im haftungsrelevanten Zeitraum lagen und der Beschwerdefiihrer wie oben
dargelegt keine Nachweise zur Glaubigergleichbehandlung vorgelegt hat, konnte hinsichtlich
der Korperschaftsteuer 2010 bis 2012 eine schuldhafte Pflichtverletzung angenommen
werden.

3.1.2.3.3. Zur Kapitalertragsteuer

Hinsichtlich der haftungsgegenstandlichen Kapitalertragsteuer kann deren Nichtabfiihrung
grundsatzlich nicht damit entschuldigt werden, dass die Geldmittel zu deren Entrichtung nicht
ausgereicht hatten, da bei der Kapitalertragsteuer der Schuldner der
kapitalertragsteuerpflichtigen Kapitalertrage nur eine vom Empfanger der Kapitalertrage
geschuldete Steuer gemaR § 95 Abs. 2 EStG 1988 einzubehalten und gemald § 96 Abs. 1
EStG1988 dem Betriebsfinanzamt abzufiihren hat, sodass bei der Kapitalertragsteuer genauso

wie auch bei der Lohnsteuer der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zum Tragen kommt. Wenn
daher der Geschaftsfiihrer die Kapitalertragsteuer trotz Ausschiittung von Gewinnanteilen
nicht an das Betriebsfinanzamt entrichtet, liegt nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (VwWGH 18.10.1995, 91/13/0037, 0038) eine schuldhafte
Pflichtverletzung des Geschaftsfiihrers im Sinne des § 9 Abs. 1 BAO vor.

Obwohl der Beschwerdefiihrer zwar zur haftungsgegenstandlichen Kapitalertragsteuer kein
konkretes Vorbringen erstattet, wird zur Verschuldensfrage auf die Niederschrift tiber die
Schlussbesprechung gemald § 149 Abs. 1 BAO und den Bericht Giber das Ergebnis der

AulRenprifung gemaR § 150 BAO vom 10. Oktober 2012 verwiesen, bei dem der
Beschwerdefiihrer in seiner damaligen Funktion des Geschaftsfiihrers anwesend war und der

zu entnehmen ist:
"Tz 3 Verdeckte Ausschiittungen

Die Differenzbetréige zwischen den nicht anzuerkennenden Fremdleistungen It. Tz 1 und den
nachtrdglich anzuerkennenden Bruttolhnen samt darauf entfallenden Lohnabgaben It. Tz 2
stellen verdeckte Gewinnausschiittungen an den Gesellschafter-Geschdftsfiihrer, Herrn
***Bf1*** dar. Die auf die verdeckten Gewinnausschiittungen entfallende Kapitalertragsteuer
wird vom gepriiften Unternehmen libernommen. Somit ist die (ibernommene KESt ebenfalls als
verdeckte Ausschiittung zu erfassen."”

Dass die Feststellungen lber die Kapitalertragsteuer 2010 und 2011 erst im Rahmen einer
AuBenprifung im Jahr 2012 getroffen wurden, dndert nichts daran, dass der Beschwerdefiihrer
die Verpflichtung zur Abfuhr der Kapitalertragsteuer fir die genannten Jahre verletzt hat. Auch
der Umstand, dass dem Beschwerdefiihrer mit dem angefochtenen Haftungsbescheid lediglich
der Bericht Gber die AuRenprifung und nicht die an die GmbH ergangenen Bescheide
betreffend Haftung fir Kapitalertragsteuer 2010 und 2011 (beide vom 10. Oktober 2012)
Ubermittelt worden sind, vermag den Beschwerdeflihrer nicht von der Haftung zu befreien,
war er doch bei der AulRenprifung anwesend und wusste von den Festsetzungen.
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Die schuldhafte Pflichtverletzung des Beschwerdefiihrers liegt darin, dass er in seinem
zeitlichen Verantwortungsbereich als Geschaftsfihrer der genannten GmbH diese verdeckte
Gewinnausschittung vorgenommen hat, ohne die darauf entfallende Kapitalertragsteuer
einbehalten oder abgefiihrt zu haben.

3.1.2.3.4. Zur Lohnsteuer, zum Dienstgeberbeitrag und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt bei der Lohnsteuer
der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zum Tragen. Aus der Bestimmung des § 78 Abs. 3 EStG

1988, wonach in Fallen, in denen die dem Arbeitgeber zur Verfligung stehenden Mittel zur
Zahlung des vollen vereinbarten Arbeitslohnes nicht ausreichten, die Lohnsteuer von dem
tatsachlich zur Auszahlung gelangenden niedrigeren Betrag zu berechnen und einzubehalten
ist, ergibt sich namlich, dass jede vom Geschaftsfiihrer einer GmbH vorgenommene Zahlung
voller vereinbarter Arbeitsléhne, wenn die zur Verfligung stehenden Mittel nicht auch fir die
darauf entfallende Lohnsteuer ausreichen, eine schuldhafte Verletzung seiner
abgabenrechtlichen Pflicht mit den Rechtsfolgen des § 9 Abs. 1 BAO darstellt (siehe zuletzt
VwGH 19.10.2017, Ra 2016/16/0097, und die dort zitierte Vorjudikatur).

Die haftungsgegenstandlichen Lohnabgaben (L, DB, DZ) fiir 2011 und 2012 beruhen auf den
Feststellungen einer mit Bericht abgeschlossenen GPLA-Prifung und den dazu ergangenen
Haftungsbescheiden vom 26. November 2012 bzw. 29. April 2013.

Geht einem Haftungsbescheid an den Geschaftsfiihrer ein Abgabenbescheid an die
Gesellschaft voran, so ist die Behorde daran gebunden und hat sich in der Entscheidung liber
die Heranziehung zur Haftung hinsichtlich des Grundes und der H6he der Abgabe grundsatzlich
an diesen Abgabenbescheid zu halten (VWGH 29.4.2010, 2008/15/0085). Gleiches gilt, wenn
Selbstberechnungsabgaben, wie hier die Lohnsteuer, bei denen die GmbH zum Steuerabzug
und zur Steuerabfuhr verpflichtet ist, gegenliber der Gesellschaft mit (hier Lohnsteuer-)
Abzugsbescheid geltend gemacht werden (siehe VWGH 20.11.2014, Ro 2014/16/0057). Die
Behorde ist somit an die Hohe der in den Haftungsbescheiden fiir die Jahre 2011 und 2012 vom

26. November 2012 bzw. 29. April 2013 gegenliber der Gesellschaft geltend gemachten
Lohnsteuer gebunden.

Die Lohnsteuer 2011 und 2012 wurden aber genauso wie die Dienstgeberbeitrdage sowie die
Dienstgeberzuschlage fir die Jahre 2011 und 2012 ausschlieBlich in Jahresbetrdagen angegeben.
Auch die dem Haftungsbescheid angeschlossenen Beilagen (Bericht tber das Ergebnis der
AuBenprifung vom 10. Oktober 2012 sowie Haftungsbescheide betreffend Lohnsteuer vom 26.
November 2012 bzw. 29. April 2013) enthalten keine ndhere Aufgliederung der
Abgabenbetrage.

Im Hinblick auf die fehlende Aufschliisselung der Lohnabgaben 2011 und 2012 und weil sich
weder aus dem angefochtenen Haftungsbescheid noch aus dem Haftungsbescheid betreffend
Lohnsteuer ergibt, wie sich diese monatlichen Betrage zu den Jahresbetragen verhalten, wurde
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der Beschwerdefiihrer nicht in die Lage versetzt, die von einem Vertreter zu erstellende
Liquiditatsaufstellung zu den jeweiligen Falligkeitstagen als Nachweis der
Glaubigergleichbehandlung vorzulegen und die auf die Abgabenglaubigerin entfallende
monatliche Quote zu berechnen (vgl. VWGH 27.9.2012, 2009/16/0181; 30.1.2014,
2013/16/0199; 19.3.2015, 2011/16/0188; 22.4.2015, 2013/16/0208).

Die Lohnsteuer 2011 iHv 34.009,57 Euro und die Lohnsteuer 2012 iHv 72.104,76 Euro sind
daher genauso wie der Dienstgeberbeitrag fiir 2011 iHv 18.687,86 Euro, der
Dienstgeberbeitrag fiir 2012 13.011,45 Euro, der Dienstgeberzuschlag fir 2011 iHv 97,20 Euro,
sowie der Dienstgeberzuschlag fiir 2012 iHv 1.281,87 Euro aus der Haftung auszuscheiden.

3.1.2.3.5. Zu den Saumniszuschlagen

Im Haftungsbescheid sind Saumniszuschlage 2010 iHv 471,77 Euro, Sdumniszuschlage 2011 iHv
1.991,63 Euro, Sdumniszuschldage 2012 iHv 2.433,04 Euro und Sdumniszuschlage 2013 iHv
74,04 Euro enthalten, wobei hinsichtlich der Sdumniszuschlage 2010 und 2011 auf den Bericht
der AuRenpriifung vom 10. Oktober 2012, sowie hinsichtlich der SGumniszuschlage 2012 und
2013 auf die als Beilage libermittelten Bescheide verwiesen wurde, die am 11. Februar 2013
und am 10. Juni 2013 erlassen worden sind. Da Sdumniszuschlage gemalR § 210 Abs. 1 BAO mit

Ablauf eines Monats ab Zustellung des Bescheides fallig werden und die Falligkeit der
letztgenannten Bescheide am 11. Mdrz 2013, sohin in unmittelbarer zeitlicher Nahe zur
Konkurseroffnung, bzw. am 10. Juli 2012, sohin nach Konkurser6ffnung, eintrat, sind diese
Betrage schon aus diesen Griinden aus der Haftung auszuscheiden. Der Sdumniszuschlag 2010
iHv 471,77 Euro hingegen betraf die Kapitalertragsteuer 2010 und ist daher nicht aus der
Haftung auszuscheiden. Hinsichtlich des Sdumniszuschlages 2011 iHv 1.991,63 Euro ergibt sich
lediglich die Hohe betreffend den Sdumniszuschlag zur Kapitalertragsteuer 2011 (932,33 Euro)
aus dem BP-Bericht, sodass lediglich dieser in der Haftung verbleibt, wahrend der Rest
(Sdumniszuschlag betreffend Lohnsteuer und Dienstgeberbeitrag fur das Jahr 2011 laut
Haftungsbescheid vom 26. November 2012) auf Grund des Ausscheidens der Lohnsteuer und
des Dienstgeberbeitrages aus der Haftung auszuscheiden ist (siehe oben).

3.1.2.3.6. Zu den Stundungszinsen
Stundungszinsen sind mit Bescheid festzusetzen. Sie sind einen Monat nach Zustellung des

Zinsenbescheides fallig (§ 210 Abs. 1 BAO). Der Bescheid liber die Festsetzung von
Stundungszinsen wurde am 11. Februar 2013 erlassen und war daher Mitte Marz 2013 fallig.

Zu diesem Zeitpunkt wurde der Konkurs liber die Primarschuldnerin eréffnet. Die
Stundungszinsen sind daher schon aus diesem Grund aus der Haftung auszuscheiden.

3.1.2.3.7. Zu den weiteren Einwendungen

Hinsichtlich der allgemeinen Einwendungen in der Beschwerde im Zusammenhang mit den der
Haftung zugrundeliegenden Abgabenbescheide ist abschlieBend Folgendes festzuhalten:
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Geht einem Haftungsbescheid ein Abgabenbescheid voran, so ist die Behorde daran gebunden
und hat sich in der Entscheidung lber die Heranziehung zur Haftung grundsatzlich an diesen
Abgabenbescheid zu halten (VWGH 30.3.2006, 2003/15/0125).

Wenn ein zur Haftung Herangezogener sowohl gegen die Geltendmachung der Haftung als
auch (gemaR § 248 BAO) gegen den Bescheid tUber den Abgabenanspruch beruft, hat die
Berufungsbehorde nach Lehre und standiger Rechtsprechung zunachst nur (iber die Berufung
gegen die Geltendmachung der Haftung zu entscheiden, da sich erst aus dieser Entscheidung
ergibt, ob eine Legitimation zur Berufung gegen den Abgabenanspruch tGberhaupt besteht
(VWGH 13.9.2006, 2003/13/0131). Einwendungen gegen die Richtigkeit der
Abgabenfestsetzung sind in einem gemaR § 248 BAO (noch) durchzufiihrenden

Abgabenverfahren und nicht im Haftungsverfahren geltend zu machen (vgl. etwa VwWGH

29.9.2011, 2011/16/0085; 18.3.2013, 2012/16/0049).

Es ist daher von der objektiven Richtigkeit der Abgabenfestsetzung auszugehen (VWGH
13.9.2006, 2003/13/0131; 27.2.2008, 2005/13/0094). Auf die vom Beschwerdefiihrer im
Ubrigen gemachten Ausfiihrungen hinsichtlich der der Haftung zugrundeliegenden
Abgabenbescheide braucht vor diesem Hintergrund nicht weiter eingegangen zu werden.

Der Einwand, dass die Aufbewahrungspflicht fiir die Bicher und Schriften aus den
haftungsgegenstandlichen Jahren 2010 bis 2012 bereits geendet habe, ist nicht zielfliihrend,
weil nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VWGH 7.9.1990, 89/14/0132)
den Haftenden die gleiche Offenlegungs- und Wahrheitspflicht wie den Abgabepflichtigen
trifft, sodass er fur die Moglichkeit des Nachweises seines pflichtgemalen Verhaltens
vorzusorgen hat. Der Beschwerdefiihrer wurde mit Bescheid vom 30. September 2016, somit
vor Ablauf der Aufbewahrungspflicht zur Haftung herangezogen, hatte somit zweifelsfrei
Kenntnis von diesem Verfahren und musste nach Ablauf des Konkursverfahrens damit rechnen,
dass diese Unterlagen fir die Prifung in diesem Haftungsverfahren von Bedeutung sein
wurden.

Auch der Hinweis, der Beschwerdefiihrer sei in einem Verfahren vor dem Straflandesgericht
und vor der Finanzstrafbehorde Wien freigesprochen worden, wodurch seine Schuldlosigkeit
bestatigt worden sei, geht ins Leere, da weder ein volliges Unterbleiben eines Strafverfahrens
noch die Einstellung von Vorerhebungen oder einer Voruntersuchung noch ein freisprechendes
Urteil des Strafgerichtes eine Bindung der Abgabenbehorde bei der Beurteilung der
Haftungsvoraussetzungen nach § 9 BAO bewirken konnte (VWGH 16.9.2003, 2003/14/0040).
Wahrend eine Abgabenhinterziehung die Schuldform des Vorsatzes erfordert, genligt zur

Haftungsinanspruchnahme der Vorwurf blofRen, vom Geschaftsfiihrer zu widerlegendem —
Verschulden, sohin reicht sogar leichte Fahrlassigkeit aus (vgl. zB VwGH 31.10.2000,
95/15/0137 und 18.10.1995, 91/13/0037, 0038). Zudem liegt im Finanzstrafverfahren die
Beweislast beim Gericht bzw. bei der Behorde, wahrend es im Haftungsverfahren gemald § 9

13 von 15


javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20060330&hz_gz=2003%2f15%2f0125
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=248
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20060913&hz_gz=2003%2f13%2f0131
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=248
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20110929&hz_gz=2011%2f16%2f0085
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20130318&hz_gz=2012%2f16%2f0049
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20060913&hz_gz=2003%2f13%2f0131
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20080227&hz_gz=2005%2f13%2f0094
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19900907&hz_gz=89%2f14%2f0132
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=9
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20030916&hz_gz=2003%2f14%2f0040
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20001031&hz_gz=95%2f15%2f0137
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19951018&hz_gz=91%2f13%2f0037
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=9&dz_VonAbsatz=1

Seite 14 von 15

Abs. 1 BAO Aufgabe des Geschaftsfiihrers ist, das Nichtvorliegen einer schuldhaften
Pflichtverletzung zweifelsfrei darzutun.

3.1.2.4. Kausalitat

Im Fall des Vorliegens einer schuldhaften Pflichtverletzung spricht nach der Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes eine Vermutung fiir die Verursachung der Uneinbringlichkeit der
Abgaben durch die Pflichtverletzung und den Rechtswidrigkeitszusammenhang. Die
Pflichtverletzung ist demnach kausal fur die Uneinbringlichkeit (VwWGH 17.10.2001,
2001/13/0127).

3.1.2.5. Ermessen

Nach Lehre und Rechtsprechung ist die Heranziehung zur Haftung in das Ermessen der
Abgabenbehorde gestellt, wobei die Ermessensentscheidung im Sinne des § 20 BAO innerhalb
der vom Gesetz gezogenen Grenzen nach Billigkeit und ZweckmaRigkeit unter Beriicksichtigung
aller in Betracht kommenden Umstdnde zu treffen ist. Dem Gesetzesbegriff "Billigkeit" ist dabei
die Bedeutung "berechtigte Interessen der Partei", dem Gesetzesbegriff "ZweckmaRigkeit" die
Bedeutung "o6ffentliches Anliegen an der Einbringung der Abgaben" beizumessen.

Wesentliches Ermessenskriterium ist die Vermeidung eines endgliltigen Abgabenausfalls. Aus
dem auf die Hereinbringung der Abgabenschuld beim Haftenden gerichteten
Besicherungszweck der Haftung folgt, dass die Geltendmachung der Haftung in der Regel
ermessenskonform ist, wenn die betreffende Abgabe beim Primarschuldner uneinbringlich ist
(VWGH 25.6.1990, 89/15/0067).

Vom Beschwerdefiihrer wurde nicht aufgezeigt, dass die Haftung wegen ihrer persénlichen
oder wirtschaftlichen Verhaltnisse nicht geltend gemacht werden diirfe. Eine allfallige
Vermégenslosigkeit oder das Fehlen von Einkiinften des Haftungspflichtigen stiinde im Ubrigen
der Geltendmachung der Haftung nicht entgegen (vgl. zB VwGH 25.11.2009, 2008/15/0220
mwN). Sonstige Griinde, die eine Ermessensiibung zugunsten des Beschwerdefiihrers bewirken
koénnten, sind nicht hervorgekommen.

3.1.3. Ergebnis

Der Beschwerde ist aus den dargelegten Griinden teilweise stattzugeben und die Haftung auf
folgende Abgaben abziiglich der noch nicht beriicksichtigten Konkursquote, sohin auf einen
Gesamtbetrag von 81.531,85 Euro wie folgt einzuschranken:

Abgabenart Zeitraum Betrag in Euro Konkursquote Haftungsbetrag
iHv 13,94% in Euro
Umsatzsteuer 2012 13.627,86 1.899,72 11.728,14
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Kapitalertragsteuer

Kapitalertragsteuer

Koérperschaftsteuer

Korperschaftsteuer

Koérperschaftsteuer

Sdaumniszuschlag

Saumniszuschlag

2010

2011

2010

2011

2012

2010

2011

16.002,46

46.616,54

345,00

9.357,00

7.385,42

471,77

932,33

Im Ubrigen ist die Beschwerde abzuweisen.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

2.230,74

6.498,35

48,09

1.304,37

1.029,53

65,76

129,97
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13.771,72

40.118,19

296,91

8.052,63

6.355,89

406,01

802,36

GemaR § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses

auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz

zu begriinden.

Die Revision ist nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage

abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt

es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine

sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Wien, am 30. Juli 2020

15 von 15


javalink?art=BG&id=1057400&ida=VwGG&hz_id=1057400&dz_VonParagraf=25a&dz_VonAbsatz=1
javalink?art=BVG&id=2000000&ida=BVG&hz_id=2000000&dz_VonArtikel=133&dz_VonAbsatz=4

	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang und Beschwerdevorbringen:
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



